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I. DIE GRUNDLAGEN
DES STRAFVERFAHRENS

1.1. Grundbegriffe

1.1.1. Der Begriff des Strafverfahrens und des Strafverfahrensrechts 

Das Strafverfahren ist die grundsätzliche und ausschließliche Verwirklichungsform 
bzw. der Mechanismus der strafrechtlichen Gerichtsbarkeit, da es nur im Rahmen eines 
gesetzlichen Strafverfahrens erlaubt ist die Schuldigkeit eines Straftäters zu bestimmen 
und ihm dafür eine Strafe aufzuerlegen. 

Das Strafverfahrensrecht ist der formelle Teil des Strafrechts. Derweil die sons-
tigen Hauptteile des Strafrechts jene Rechtsnormen umfassen, die die als Verbrechen 
geltenden Handlungen und die gegen die Straftäter anzuwendenden Sanktionen (ma-
terielles Strafrecht), oder die Art und Umstände der Vollstreckung der Sanktionen 
(Strafvollzugsrecht) bestimmen, regelt das Strafverfahrensrecht (formelles Strafrecht) 
die Ordnung der Feststellung und Durchsetzung eines im Einzellfall entstandenen 
staatlichen Strafanpruches. So ist das Strafverfahren die gesetzmäßige Ordnung der 
Geltendmachung der strafrechtlichen Verantwortung, die inhaltlich aus einer Verket-
tung der Verfahrenshandlungen und aus einer Verknüpfung der Verfahrensrechtsver-
hältnisse besteht. 

1.1.2. Die Funktionen des Strafverfahrens 

Die Funktionen des Strafverfahrens bezeichnen 
a) einerseits die Destination, die allgemeine Aufgaben (äußere Funktionen) des 

Verfahrens, 
b) andererseits die im Strafverfahren beteiligten „Hauptrollen“ (innere Funktionen).

ad a) Das Strafverfahren hat drei äußere Funktionen:
• Das materielle Strafrecht durchzusetzen: Das Strafverfahren – als formeller Teil 

des Strafrechts – ist zunächst dazu berufen, die Aufklärung der im Strafgesetz-
buch bestimmten Verbrechen zu helfen und so die Anwendung der Strafgesetze 
der Ungarischen Republik zum Durchbruch kommen zu lassen. 
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• Die Gesetzmäßigkeit des Verfahrens zu sichern: Ein bedeutender Bestandteil 
des Begriffes des Strafverfahrens ist, dass nur im Rahmen eines gesetzmäßigen 
Verfahrens über die Schuldfrage entschieden und eine Strafe auferlegt werden 
darf. So ist das gesetzmäßige Verfahren das sicherste Pfand zum erfolgreichen 
Strafverfahren, andererseits kann im Rahmen dieser Funktion die unbegründete 
Beschränkung der Menschenrechte ausgeschlossen werden. 

• Die Wahrheit zu erreichen: In jedem Abschnitt des Verfahrens ist die Pfl icht 
der Behörden den Sachverhalt gründlich, vollständig und der Wahrheit entspre-
chend aufzuklären, und sie müssen sowohl die belastenden als auch die entlas-
tenden Umstände beachten. 

ad b) Die innere Funktionen des Strafverfahrens sind: Die Anklage (Strafverfol-
gung), die Verteidigung und die Rechtsprechung. Die innere Funktionen des Strafver-
fahrens bezeichnen jene Interessenkreise, die die bewegende Kraft für das Strafver-
fahren bedeuten. Die Interessenkreise (Hauptrollen) absondern sich dem Grundsatz 
des Kontradiktoriums entsprechend, dieser Grundsatz schließt so den inquisitorischen 
(ermittlerischen) Charakter des Verfahrens aus. Im inquisitorischen Verfahren fusio-
nieren die grundsätzlichen Verfahrenstätigkeiten in der Hand einer einzigen Behörde, 
des akkusatorischen (anklägerischen) Verfahrens entgegen, in dem es durch die Ab-
sonderung der Rollen vermeidbar ist, dass neben der Garantierung einer, zur Anklage 
anknüpfende, auf der Vermutung der Schuldigkeit basierende (Schein-)Verteidigung 
eine schwere, unausweichliche Strafe verhängt wird. 

1.1.3. Die Abschnitte des Strafverfahrens

Das Ermittlungsverfahren ist der erste aus den drei Hauptabschnitten des Strafverfah-
rens, in diesem Abschnitt bemüht sich die Ermittlungsbehörde zuerst – falls die Iden-
tität des Täters nicht bekannt ist – die Identität des unbekannten Täters aufzuklären 
(Aufklärung), später – wenn die Identität bekannt ist – trachtet sie (auch mit Hilfe von 
Zwangsmaßnahmen) nach der Zusammensammlung der Beweise, die zur Anklageer-
hebung genügen (Untersuchung). 

Der zweite Hauptabschnitt des Strafverfahrens ist der sog. Zwischenverfahren, 
der aus dem Abschnitt der Anklageerhebung und aus der Phase der Vorbereitung der 
Verhandlung besteht. 

Der dritte Hauptabschnitt des Strafverfahrens ist das Gerichtsverfahren. Der un-
erlässliche Teil dieses Abschnitts ist das erstinstanzliche Verfahren (von zwei Ausnah-
men sei hier abgesehen: das Srafbefehlverfahren, und das Strafverfahren, in dem der 
Angeklagte auf die Verhandlung verzichtet), wonach es eventuell (abhängig von den 
Erklärungen der Personen, die zur Berufung berechtigt sind) zum zweitinstanzlichen 
Verfahren kommt, und das kann – hier ebenso nur nach einer Berufung – von dem 

DI E GRU N DLAGEN DES ST R A FV ER FA H R ENS
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drittinstanzlichen Verfahren gefolgt werden, das immer mit einem rechtskräftigen Be-
schluss abgeschlossen wird. Die außerordentlichen Rechtsbehelfe sind ebenfalls die 
erlässlichen Teile des Gerichtsverfahrens, die bei Erfüllung von speziellen Bedingun-
gen auf den Antrag von konkret bestimmten Subjekten eingeleitet werden können, und 
auch die Durchbrechung der Rechtskraft ergeben können. 

1.1.4. Die Rechtsquellen des Strafverfahrens

Das Strafverfahrensrecht ist – als selbständige Rechtszweig des ungarischen Rechtssys-
tems – überwiegend kodifi ziert. Die Hauptquelle des Strafverfahrens war nahe dreißig 
Jahre lang das Gesetz Nr. I. vom Jahre 1973 (alte UStPO), das durch das Inkrafttreten 
des Gesetzes Nr. XIX. vom Jahre 1998 über das Strafverfahren (im Weiteren: UStPO) 
am 1. Juli 2003 außer Kraft gesetzt war. Die – sich im neuen Kodex manifestieren-
de – volle Revision der alten UStPO wurde nach dem Untergang des sozilaistischen 
Regimes besonders nötig. Obwohl das Gesetz während den vergangenen fast drei Jahr-
zehnten mehrmals modifi ziert wurde, hat es in seinem System und in seinen Lösungen 
die Merkmale des Zeitalters an sich getragen, in dem es geboren wurde. Die im Kodex 
vorhandenen sog. sozialistischen Eigenschaften haben bedeutende Ungleichartigkeiten 
im Vergleich zu den west-europäischen Prozessordnungen induziert, und das hat die 
internationale Kooperation in Strafsachen behindert. Dementsprechend hat die gültige 
UStPO eine ganz andere Struktur als das alte Gesetz. Diese konzeptionelle Unterschie-
de haben aber noch vor dem Inkrafttreten des Gesetzes den Eingriff der Rechtsetzung 
(Gesetz Nr. I. vom Jahre 2002 und Gesetz Nr. II. vom Jahre 2003) gebraucht. Kaum war 
drei Jahren seit dem Inkrafttreten des Gesetzes Nr. XIX. vom Jahre 1998 vergangen, 
kam es zu einer neuer Modifi zierung: der Gesetzgeber hat durch zwei Gesetzen die 
Text von 289 Paragraphen der UStPO geändert, und hat das doppelte Rechtsmittelsys-
tem, die Mediation, und die Fernhaltung, als neue Zwangsmassnahme eingeleitet. Der 
Gesetzgeber wollte die Anwendung der neuen Normen erleichtern, so sind die modifi -
zierende Regelungen von Stufe zu Stufe in Kraft getreten: am 1. April 2006, am 1. Juli 
2006 und am 1. Januar 2007. Der grösste Teil der Modifi zierungen (90 %) waren aber 
am 1. Juli 2006. der Teil des geltenden Rechts.

 Die Modifi zierungen hatten einerseits einen technischen Charakter, sie hatten den 
Zweck, die beobachteten kleineren Fehlern des Gesetzes zu korrigieren. Andererseits 
ergeben sie grundlegende Veränderungen im Strafverfahren, wir denken hier vor Allem 
an das doppelte Rechtsbehelfsystem.

Aus den ergänzenden Rechtsquellen des Strafverfahrensrechts sind folgende zu 
erwähnen:

• die Verfassung der Republik Ungarn (Gesetz Nr. XX. vom Jahre 1949), die 
mehrere Verfügungen über die strafrechtliche Gerichtsbarkeit beinhaltet,

• das Strafgesetzbuch (Gesetz Nr. IV. vom Jahre 1978),

GRU N DBEGR I FFE
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• der Strafvollzugskodex (Gesetzesverordnung Nr. 11. vom Jahre 1979),
• sonstige strukturelle Gesetze: Gesetz Nr. LXVI. vom Jahre 1997 über die Struk-

tur und Verwaltung der Gerichte, Gesetz Nr. V vom Jahre 1972 über die Staats-
anwaltschaft, Gesetz Nr. XXXIV. vom Jahre 1994 über die Polizei und das Ge-
setz Nr. XI. vom Jahre 1998 über die Rechtsanwaltschaft,

• zuletzt ergänzen die Regelung des Strafverfahrens auch niedriger Rechtsquel-
len, so z. B. die Verordnung des Innenministers Nr. 19/1995 (XII. 13.) über die 
Hausordnung der Polizeigefängnisse, oder die ab dem 1. Januar 2003 gültige 
Verordnung des Justizministers Nr. 7/2002 (III. 30.) über die Löhne und Kosten, 
die dem Bewährungshelfer und dem Pfl ichtverteidiger zu bezahlen sind. 

1.1.5. Die Struktur der UStPO 

Die UStPO gliedert sich – mit den erwähnten Modifi zierungen – in sechs Teile und in 
dreißig Abschnitten ab:

• Der erste Teil – der statische Teil des Strafverfahrens – regelt neben den grund-
sätzlichen Verordnungen (Grundsätze) die Subjekte des Strafverfahrens (Be-
hörden, bzw. die am Strafverfahren beteiligte Personen), die Verfahrenshand-
lungen, die Beweisführung und die Zwangsmaßnahmen. Die sind jene Regeln, 
die in jedem Abschnitt des Strafverfahrens angewendet werden können. 

• Der zweite Teil beinhaltet die Regeln der Ermittlung und der Anklageerhe-
bung. 

• Der dritte Teil regelt das ordentliche Gerichtsverfahren (die allgemeine Regeln, 
die Vorbereitung der Verhandlung, die erst-, zweit- und drittinstanzliche Ge-
richtsverhandlung, das wiederholte Verfahren).

• Der vierte Teil befasst sich mit den außerordentlichen Rechtebehelfe (die Wie-
deraufnahme des Verfahrens, die Revision, der Rechtsmittel im Interesse der 
Gesetzmäßigkeit, das Verfahren zur Wahrung der Rechtseinheit). 

• Der fünfte Teil bestimmt die Sonderverfahren (Strafverfahren gegen Jugendli-
che, Militärstrafverfahren, Privatklageverfahren, Vorgerichtstellung, Verfahren 
gegen den abwesenden Beschuldigten, Verzicht auf die Verhandlung, Strafbe-
fehl, Verfahren gegen Personen mit Befreiung), in denen von den allgemeinen 
Regeln abweichende Regeln anzuwenden sind. 

• Der sechste Teil beinhaltet neben den Regeln der besonderen Verfahrensarten 
– die zur Entscheidung der sog. zusätzlichen Fragen nötig sind, die nicht zu 
der strafrechtlichen Hauptfragen zählen – die Regeln der Vollstreckung der Be-
schlüsse. 
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1.1.6. Die selbständige Entscheidung über den Strafanspruch 

Nach den Regeln der selbständigen Entscheidung über den Strafanspruch sind das Gericht, 
der Staatsanwalt und die Ermittlungsbehörde zu einem, in einem anderen Verfahren gefassten 
Beschluss oder zu dem Sachverhalt, die in diesem Beschluss bestimmt ist, nicht gebunden: 

§ 10. In der Frage, ob der Beschuldigte ein Verbrechen begangen hat, oder was für 
ein Verbrechen er begangen hat, sind das Gericht, der Staatsanwalt, die Ermittlungs-
behörde zu einem Beschluss, der in einem anderen Verfahren, so besonders in einem 
Zivilprozess, in einem Ordnungstrafverharen oder in einem Disziplinarverfahren ge-
fasst wurde, oder zu dem Sachverhalt eines solchen Beschlusses nicht gebunden. 

Eines der Grunderfordernisse des gerechten Strafverfahrens ist, dass jeder ein 
Recht dazu hat, dass über die gegen ihn erhobene Anklage ein unabhängiges und un-
parteiisches, auf dem Gesetz beruhendes Gericht, in einem gerechten und öffentlichen 
Verhandlung entscheidet (Recht zum gerichtlichen Weg). An diese Vorschrift knüpft 
sich an, dass die Entscheidung über die Schuldfrage und die Bestimmung der Strafe 
ausschließlich im Rahmen eines Strafverfahrens und nur in einen – im Gerichtsverfah-
ren gefassten – Beschluss gefällt werden darf. Der in einem anderen (zivilprozessli-
chen, Ordnusnstraf-, Disziplinar-) Verfahren bestimmte Sachverhalt, bzw. der aufgrund 
diesem Sachverhalt gefasster Beschluss kann nicht entscheidend sein, die Strafverfol-
gungsbehörden müssen also ihre Verfahrenshandlungen in einem selbständigen Straf-
verfahren durchführen. Wenn die Entscheidung einer anderen (nicht Strafverfahrens-) 
Behörde über eine Vorfrage die Bedingung für die Entscheidung über den Strafan-
spruch ist, muss das Verfahren in der UStPO bestimmten Weise ausgesetzt werden. 

1.1.7. Der Geltungsbereich der UStPO 

Die UStPO bestimmt ihren räumlichen, zeitlichen und personalen Geltungsbereich un-
ter den grundsätzlichen Verordnungen. Danach soll das Strafverfahren in den Fällen, 
die unter ungarische Strafzuständigkeit gehören (UStGB §§ 3. und 4.) dem im Zeit-
punkt der Entscheidung wirksamen Gesetz (UStPO) entsprechend geführt werden. 

Der räumliche Geltungsbereich der UStPO ist mit dem im UStGB bestimmten In-
landbegriff identisch. So müssen die Regeln des ungarischen Strafverfahrens auf die, auf 
dem Gebiet der Republik Ungarn und auf die, auf einem im Ausland befi ndlichen unga-
rischen Schiff oder ungarischen Flugzeug begangenen Verbrechen angewendet werden. 

Der personale Geltungsbereich der UStPO erfasst
• erstens – dem räumlichen Geltungsbereich entsprechend – alle Beschuldigten 

die im Inland Verbrechen begangen haben ohne Rücksicht auf ihre Nationalität, 
• zweitens alle ungarische Staatsbürger ohne Rücksicht auf das Ort der Begehung 

und auf die Strafgesetze dieses Ortes,
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• drittens auch alle Beschuldigten, – die nicht ungarische Staatsbürgern sind – die 
solche Handlungen verübt hatten, welche sowohl nach dem Gesetz des Ortes der 
Begehung, als auch nach dem ungarischen Gesetz als Verbrechen gelten, außer-
dem alle Beschuldigten nicht ungarischer Staatsangehörigkeit die Verbrechen 
gegen den Staat oder Verbrechen gegen die Menschlichkeit begangen haben. 

Der zeitliche Geltungsbereich der UStPO wurde – von der räumlichen und perso-
nalen Geltungsbereich abweichend – nicht laut den Regeln der UStGB bestimmt, der 
ist sogar sehr verschieden. Derweil bei dem zeitlichen Geltungsbereich des UStGBs 
– den Grundsätzen nullum crimen sine lege und nulla poena sine lege entsprechend – 
jene materielle Strafrechtsnormen gelten, die im Zeitpunkt der Begehung in Kraft sind, 
muss das Strafverfahren dagegen nach dem, im Zeitpunkt der Entscheidung wirksamen 
Gesetz entsprechend durchgeführt werden, unabhängig davon, dass die Handlung vor 
oder nach dem Inkrafttreten des Gesetzes verübt wurde. 

1.2. Die Grundsätze des Strafverfahrens

Es gibt zwei Richtungen in den wissenschaftlichen Interpretation der Grundsätze. Die 
eine Konzeption sagt, dass es unnötig sei die Grundsätze gesetzlich zu regeln, und zwar 
wegen dem über das positive Recht stehenden Charakter der Grundsätze, die ande-
re Richtung betont dagegen gerade die Normativität der Verfahrensprinzipien. Diese 
letztere Konzeption spiegelt sich in der Kodifi kations-Praxis des ungarischen Strafver-
fahrensrechts ab, weil die UStPO die allgemeinsten Forderungen und Verbote, die das 
Strafverfahren betreffen unter ihren ersten Normen zusammenfasst. Die gesetzlich regu-
lierte Grundsätze setzen einerseits verbindliche Kriterien im Bereich der Abfassung der 
Einzelregeln für den Gesetzgeber ab, andererseits wirken sie auch auf die Rechtsausle-
gungstätigkeit der amtführenden Behörden aus, damit befördern sie die Durchsetzung des 
Willens des Gesetzgebers bei der Durchführung der weniger eindeutigen Vorschriften. 

Unter in dem Strafverfahren geltenden Grundsätzen machen wir eine Distinktion 
zwischen organisatorische – für die, in der Gerichtsbarkeit teilnehmenden Behörden 
formulierte – und funktionale – nur im Verlauf des Strafverfahrens zum Durchbruch 
kommende – Grundsätze. Die überwiegende Mehrheit der funktionalen Grundsätzen 
ist im ersten Abschnitt der UStPO als allgemeine Verfügung bestimmt. Der Gesetzge-
ber hat einige Grundsätze wegen der Systematik des Gesetzes in anderen Teilen der 
UStPO ausgelegt. So werden die unter den Detailvorschriften befi ndlichen allgemeinen 
Grundsätze (z. B. die freie Bewertung der Beweise, die Öffentlichkeit der Verhandlung, 
die Unmittelbarkeit) auch in diesem Skript – im Zusammenklang mit dem Gesetz – un-
ter den Fragen des gegebenen Objekts bestimmt und detailliert dargelegt. 

DI E GRU N DLAGEN DES ST R A FV ER FA H R ENS
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1.2.1. Recht zum Gerichtsweg 

Das Recht zum Gerichtsweg deklariert § 3. der UStPO:

§ 3. (1) Jeder hat das Recht darauf, dass über die gegen ihn erhobene Anklage ein 
Gericht entscheidet.
(2) Allein das Gericht ist berechtigt die Verantwortung von jemandem festzustellen 
und deswegen ihm eine Strafe zu verhängen.

Obwohl das Recht auf die Gerichtsverhandlung seit 1989 ein verfassungrechtli-
ches Grundrecht ist – gemäß § 57. Abs. (1) des ungarischen Verfassungsgesetzes hat 
jeder das Recht darauf, dass über die gegen ihn erhobene Anklage ein auf dem Gesetz 
beruhendes, unabhängiges und unparteiisches Gericht in einer gerechten und öffentli-
chen Verhandlung entscheidet –, hat der Gesetzgeber erst bei der Erschaffung der zur 
Zeit wirksamen UStPO dieses Verfahrensprinzip unter die grundsätzliche Verfügun-
gen des Strafverfahrens eingesetzt. Dieser Grundsatz drückt die Ausschließlichkeit des 
Gerichtsweges aus, was einerseits das Recht dazu bedeutet, dass ein Gericht über die 
Anklage entscheiden soll, andererseits das ausdrückt, dass die Feststellung der Straf-
würdigkeit und die Auferlegung der Strafe das Monopol des Gerichts sind. Dahinter 
steht das Bedenken, dass allein das Gerichtsverfahren die Garantien beinhalten kann, 
die zur unparteiischen und gerechten Entscheidung führen können. 

1.2.2. Das Recht auf Rechtsmitteln

Nach der Modifi zierung im 2006 hat der Gesetzgeber das Recht auf Rechtsmitteln neu-
erlich als Grundsatz geregelt. Diese Anderung war notwendig, und hat einen grud-
legenden Mangel in der UStPO beseitigt (obwohl die Konzeption des Prinzips noch 
immer etwas zu wünschen übrig läßt). Nach der Modifi zierung hat der Untertitel und 
der Text der neuen Abschnitte der 3. § der UStpO folgenden Wortlaut:

Recht zum Gerichtsweg und das Recht auf Rechtsmitteln

3. § (3) Mit den Ausnahmen, die in diesem Gesetz bestimmt sind, kann gegen die 
Beschlüssse des Gerichts, des Staatsanwalts und der Ermittlungbehörde sowie ge-
gen die Anordnungen des Staatsanwalts und der Emittlungsbehörde, bzw. wenn 
das das Gesetz ermöglicht, gegen die versäumten Anordnungen des Staatsanwalts 
und der Emittlungsbehörde Rechtsmittel in Anspruch genommen werden.
(4) Gegen die Beschlüsse des Obersten Gerichts kann kein ordentliches Rechtsm-
mittel in Anspruch genommen werden.
Im Zusammenhang mit der gesetzlicher Konzeptzion des Prinzips „Recht auf 

Rechtsmitteln“ können die selben Problemen erwähnt werden, die schon früher im Ge-
setz Nr. I. vom Jahre 1973 Problemen waren. Diese Fassung erweckt den Anschein, 
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dass es im Strafverfahren gegen fast alle aktive oder passive Verfahrenshandlungen der 
Behörden ein Rechtsmittel gibt, die Situtaion dagegen ist eben umgekehrt: 

• gegen ein Versäumnis kann man nur im Ermittlungsverfahren Rechtsmittel ein-
reichen,

• Rechtsmittel gegen eine Anordnung kann ebenso nur wärend der Ermittlung 
vorkommen (z. B. Beschwerde gegen die Pesonendurchsuchung),

• es gibt zahlreiche Ausnahmen im Zusammenhang mit den Beschlüssen (vgl. die 
ausgeschlossene Beschwerden im Ermittlungsverfahren, oder die sog. Anord-
nungen im Gerichtsherrschaft). 

Der tatsächliche Inhalt des Prinzips ist also, das es viele – vor Allem gegen sachent-
schiedende Beschlüsse benutzbare – ordentliche Rechtsmittel in beiden Hauptabschnit-
ten des Srafverfanrens gibt, und zwar die Beschwerde im Ermittlungsverfahern, und 
die Berufung im Gerichtsverfahren. 

1.2.3. Die Verteilung der Verfahrensaufgaben
(Anklageprinzip)

Die Verteilung der Verfahrensaufgaben (Anklageprinzip) auf sog. innere Funktionen ist 
mit der grundsätzlichen strafprozessualen Rollen im Zusammenhang: 

1. § Im Strafverfahren sondern sich die Anklage, die Verteidigung und die Recht-
sprechung von einander ab. 

Der Grundsatz schließt aus den zwei historischen Modellen des Strafverfahrens 
das inquisitorische (ermittlerische) Verfahren eindeutlich aus, wo die aufgrund einer 
Schuldigkeitsvermutung aufgebaute Anklage, die dazu knüpfende „sündenbekenntnis-
artige“ Verteidigung und die Entscheidung über die fast in jedem Fall unausweichliche, 
in der Mehrheit der Fällen sehr schwere Sanktion in einer Hand konzentriert ist. Die 
ungarische Praxis folgt das akkusatorische (anklägerische) Verfahren, in dem die An-
klage, die Verteidigung und die Rechtsprechung konsequent von einander abgesondert 
werden. Für die Erfüllung jeder Aufgabe ist eine andere Person (Behörde) berufen. 
Die Anklage wird vom Staatsanwalt als öffentlicher Ankläger oder von dem Verletzten 
als Privatkläger (Ersatzprivatkläger) erhoben und vertreten, die Verteidigung wird von 
einem Rechtsanwalt ausgeübt, und die Kompetenz der Entscheidung liegt ausschließ-
lich in den Händen des Gerichts. Die Durchsetzung des Anklageprinzips helfen auch 
die Regeln der Ausschließung, durch diese kann es nähmlich gesichert werden, dass 
die verschiedene Verfahrensfunktionen ausübende Personen keine andere Funktion im 
selben Verfahren erfüllen. 

Zum Anklageprinzip knüpt sich eine grundlegende Verfügung – die das Verhältnis 
der Anklage und der Rechtsprechung betont – über die Basis des Gerichtsverfahren an. 
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Dieser Abschnitt bestimmt seit der letztere Modifi zierung der UStPO auch den Begriff 
der gesetzlicher Anklage: 

§ 2. (1) Das Gericht geht während der Rechtsprechung aufgrund einer gesetzli-
cher Anklage vor.
(2) Die Anklage ist in dem Fall gesetzlich, wenn die Person, die berechtigt ist eine 
Anklage zu erheben in ihrem, an das Gericht gestellten Antrag wegen einer exakt 
umgeschribenen strafgesetzwiedrigen Handlung einer bestimmten Person die Ein-
leitung des Gerichtsverfahrens angeht.
(3) Das Gericht darf nur über die strafrechtliche Verantwortung der Person ent-
scheiden, gegen die eine Anklage erhoben wurde, und nur wegen jener Handlung, 
die in der Anklage bestimmt ist. 
(4) Das Gericht hat die Anklage auszufüllen, es darf die Anklage nicht ausbreiten.
Das Gericht ist nicht an die im UStGB befi ndlichen Beurteilung der Handlung in 
der Anklage gebunden, die der Ankläger angegeben hat, und das Gericht ist nicht 
an die Anträge der Ankläger gebunden, die er die Sanktionen (Strafen oder Maß-
regeln) betreffend angegeben hat. 

Die fundamentale Bedeutung des Anklageprinzips ist, das das Vorhandensein und der 
Inhalt der gesetzlichen Anklage eine unerlässliche Bedingung für die Einleitung und für 
die Durchführung des Gerichtsverfahrens sind. Gesetzlich kann nur eine solche Anklage 
sein, die die minimale inhaltliche Forderungen erfüllt. Der Ankläger hat die begründete 
Anklage gegen eine deutlich indentizifi erbare Person, wegen einer exakt umschribener 
Handlung in jedem Fall so an das zuständige Gericht einzureichen, dass die Anklage die 
Beweise und die im UStGB befi ndlichen Beurteilung der Handlung beinhaltet. 

Die Rechtsprechung wird vom Gericht ausgeübt. Das Fundament ihres Verfahrens 
ist die Anklage. Die Absonderung der Anklage und der Rechtsprechung zeigt sich dar-
in, dass der Ankläger keine Schuldigkeit bestimmen, bzw. keine Strafe auferlegen darf, 
wobei das Gericht diese ohne Anklage auch nicht tun darf. Der Staatsanwalt ist es, der 
vor dem Gericht die Feststellung der strafrechtlichen Verantwortung und die Auferle-
gung der Strafe oder sonstigen Sanktionen wegen der Begehung eines Verbrechens an-
regen darf. Das gericht ist aus zwei Hinsichten an die Anklage gebunden: Das Gericht 
darf nur über die Schuldigkeit einer angeklagten Person entscheiden, und nur wegen 
einer solchen Handlung, die die Anklage beinhaltet. Der Ankläger darf vor dem Gericht 
nur dann auftreten, wenn der Sachverhalt (bzw. die zur Feststellung des Sachverhalts 
genügende Beweise) zur Begründung der Anklage zur Verfügung steht.

Für das Verhältnis der Anklage und der Verteidigung an der Verhandlung ist die 
Gleichheit der Parteien charakteristisch. Sie haben gleiche Rechte bei der Beweisauf-
nahme in Hinsicht der Anträge, den Bemerkungen und der Möglichkeit der Fragestel-
lung an den vernommenen Zeugen, Sachverständigen oder sonstigen Personen. Diese 
Gleichheit der Rechte ist die sog. Waffengleichheit, die eine der Garantien für die un-
befangene Rechtsprechung ist. 
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1.2.4. Die Unschuldsvermutung 

Das Strafverfahren (besonders das Gerichtsverfahren) hat daher eine große Bedeutung, 
weil es dazu berufen ist über die Schuldfrage zu entscheiden. Dementsprechend befasst 
sich sowohl die Verfassung, als auch die UStPO besonders mit der Unschuldsvermutung. 

§ 7. § Niemand darf für schuldig gehalten werden, bis seine Schuldigleit vom 
rechtskräftigen Beschluss des Gerichts nicht bestimmt wurde. 

Als Kritik dieser Fassung kann erwähnt werden, dass die sich ausschließlich mit 
der Präsumtion der Anständigkeit (praesumptio boni viri) befasst, obwohl die strafpro-
zessrechtliche Theorie der Unschuldsvermutung viel breiter ist, andererseits scheint es 
bei diesem Text so, dass die Vermutung sich auf alle Personen bezieht, und alle priva-
te Äusserung über die Schuldigkeit der Beschuldigten ausschließt. Die Vermutung ist 
aber so unvollständig, da die Vermutung immer im Zusammenhang mit der Person des 
Beschuldigten zu verstehen ist (und bezieht sich nicht auf alle Personen!), und bedeutet 
nicht die Unschuld der Beschuldigten, sondern seine Lage im Verfahren. Man könnte 
die enger genommene Unschuldsvermutung richtig folgender Weise formulieren: Kein 
Beschuldigter darf als Schuldige (als Verurteilter) behandelt werden, bis seine Schul-
digkeit vom rechtskräftigen Beschluss des Gerichts nicht bestimmt wurde. 

Ein weiterer Einwand, der im Zusammenhang mit dem zur Zeit wirksamen Textur 
der Unschuldsvermutung erwähnt werden kann ist, dass das Gericht die Schuldigkeit 
oder der Mangel der Schuldigkeit bestimmt, nicht die Unschuld. Es ist ebenfalls nicht 
richtig den Grundsatz als eine Vermutung zu formulieren. Die Vermutung bedeutet im 
allgemeinen eine vereinfachte (beschleunigte) Beweisaufnahme, im Rahmen deren 
eine noch nicht bewiesene (vermutete) Tatsache als bewiesen betrachtet wird (z. B. 
Vermutung der Vaterschaft). Im Strafverfahren gibt es aber keine Präsumption, da die 
angeklagten Personen in der Mehrheit der Fällen beweisbar schuldig sind. Wenn es also 
eine Vermutung ist, wird sie in fast allen Fällen (nahe zu 90 %) umgestosst. 

Aus der Unschuldsvermutung ergeben sich – ausser die Vermutung der Anständig-
keit – zwei weitere Folgen. Die eine Folge ist, dass die Unschuldsvermutung immer vom 
Ankläger umgestosst werden muss, die Anklage hat der Ankläger zu beweisen, die Be-
weislast der Anklage liegt also bei dem Ankläger (Beweislast, onus probandi). Die ande-
re Folge sagt, dass bei der Entscheidung über die Schuldfrage nur zweifellos bewiesene 
Tatsachen zu Lasten des Beschuldigten verwertet werden dürfen (in dubio pro reo):

§ 4. (1) Die Anklage hat der Ankläger zu beweisen. 
(2) Die nicht zweifellos bewiesenen Tatsachen können nicht zu Lasten des Beschul-
digten bewertet werden. 

Die letztere Modifi zierung hat diese zwei – ursprünglich zusammenstehende – 
Elemente getrennt, sie hat die Sätze bei dem konstanten Inhalt in zwei verschiedenen 
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Abschnitten geregelt. Der Gesetzgeber hat diese Änderung damit begründet, dass die 
Relevanz des in dubio pro reo Prinzips bekräftigt werden soll. 

Die Beweislast macht es eindeutig, dass die Schuldigkeit des Beschuldigten vor 
dem Gericht derjenige beweisen muss, der die Anklage erhebt. Direkte Folge dieser 
Anforderung ist, dass von dem Angeklagten nicht verlangt werden darf seine eigene 
Unschuld zu beweisen, die Beweislast darf also nicht umgedreht werden. Die Aus-
nahme unter dieser Regel ist der Wahrheitsnachweis (exceptio veritatis). Das bedeu-
tet, wenn z. B. in einem Strafverfahren wegen Verleumdung der Angeklagte die Pfl icht 
hat es zu beweisen, dass die behauptete Tatsache wahr ist, und die Behauptung bzw. 
Verbreitung der Tatsache oder die Anwendung eines darauf unmittelbar verweisenden 
Ausdrucks durch ein öffentliches Interesse oder das berechtigte Interesse irgendeiner 
Person begründet ist.

Aufgrund der Regel, dass im Zweifelsfall zugunsten des Beschuldigten zu ent-
scheiden ist, wird der Angeklagte freigesprochen, wenn der Ankläger seine Schuldigkeit 
nicht zweifellos bewiesen konnte. Der Leitsatz kann aus der Sicht des Strafverfahrens 
so zusammengefasst werden, dass nur die zweifellos bewiesenen Tatsachen dürfen im 
sachentscheidenden Beschluss zu Lasten des Beschuldigten verwertet werden. Wenn in 
Zusammenhang mit der bewiesenden Tatsache nach Ausschöpfung von allen Beweis-
möglichkeiten ein Zweifel besteht, dann ist das im sachentscheidenden Beschluss zu 
Gunsten des Beschuldigten zu verwerten. 

1.2.5. Verbot der Selbstbeschuldigung 

Dieser neuer, erst im Gesetz Nr. XIX. vom Jahre 1998 geregelte Grundsatz knüpft 
durch das onus probandi an die Unschuldsvermutung an: 

§ 8. Niemand kann gezwungen werden eine Aussage zu machen, die ihn selbst 
belastet, oder gegen sich selbst belastende Beweise zu leisten. 

Das Verbot der Selbstbeschuldigung ist berufen die Freiheit der Aussage, bzw. das 
Recht der Verweigerung der Leistung der Beweise und der Verweigerung der Mitwir-
kung im Beweisverfahren dem Beschuldigten, bzw. dem Zeugen zu gewähren:

• Für den Beschuldigten garantiert die sog. Miranda-Warnung die Durchset-
zung des Grundsatzes: Die Behörde ist verpfl ichtet, den Beschuldigten darauf 
aufmerksam zu machen, dass er nicht verpfl ichtet ist eine Aussage zu machen 
(§ 117. Abs. (2)), die Aussage (und die Beantwortung einzelner Fragen) darf 
er in jedem Abschnitt des Verfahrens verweigern, falls er aber aussagt, kann 
alles was er gesagt hat (entweder zu seinen Lasten oder zu seinen Gunsten) 
im Verfahren benutzt werden. Nach dieser dreifachen Warnung wird dem Be-
schuldigten klar sein, dass er die ihn belastende Aussage oder Beweise ver-
schweigen darf. 
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• Der Zeuge hat auch die Möglichkeit die Selbstbeschuldigung zu vermeiden 
(§ 82.). Am Anfang der Vernehmung informiert die Behörde den Zeugen, dass 
er den Anwort auf die Fragen verweigern darf, wenn er mit der Beantwortung 
dieser Fragen sich selbst, oder eine seiner Angehörigen mit der Begehung eines 
Verbrechens verdächtigen würde. 

Das Verbot der Selbstbeschuldigung erfasst auch das Verbot die Aussage zu er-
zwingen. Der Grundsatz schliesst aber nich die Möglickeit für die Behörden aus, die 
sachliche Beweismitteln, die Urkunden durch Hausdurchsuchung, durch Körperdurch-
suchung von dem Beschuldigten zu beschaffen. Die Verfahrenshandlungen also, die 
Beweise zu Lasten (aber auch zu Gunsten) dem Beschuldigten ergeben dürfen also 
auch gegen den Willen des Beschuldigten durchgeführt werden. 

1.2.6. Grundsatz der Verteidigung 

Die dritte Hauptrolle im Strafverfahren (neben der Anklage und der Rechtsprechung) 
ist die Verteidigung. Die strafrechtliche Gerichtsbarkeit ist nur dann fair (unparteiisch, 
gerecht) und vollständig, wenn nicht nur die Aufklärung des Verbrechens und der Iden-
tität des Täters das ausschließliche Ziel ist, sondern gleichzeitig auch die restlose Ga-
rantierung der Rechten des Beschuldigten. 

§ 5. (1) Dem Beschuldigten steht das Recht auf Verteidigung zu. 
(2) Jeder hat das Recht sich auf freiem Fuß zu verteidigen. Die Einschränkung die-
ses Rechts und die Entziehung der Freiheit ist nur in den in diesem Gesetz bestimm-
ten Fällen und aufgrund des in diesem Gesetz bestimmten Verfahrens zulässig. 
(3) Der Beschuldigte darf sich persönlich verteidigen, und seine Verteidigung darf 
in jedem Abschnitt des Verfahrens von einem Verteidiger versehen werden. Das 
Gericht, der Staatsanwalt und die Ermittlungsbehörde gewährt, dass die Person, 
gegen die das Strafverfahren im Gange ist, sich auf der in diesem Gesetz bestimm-
ten Weise verteidigen kann. 
(4) In den Fällen, die in diesem Gesetz bestimmt sind, muss ein Verteidiger vorgehen. 

Es ist eine grundsätzliche – auch in der ungarischen Verfassung befasste – An-
forderung gegenüber dem Strafverfahren, dass dem Beschuldigten in jedem Abschnitt 
des Verfahrens das Recht zur Ausübung der Verteidigung gewährt werden soll. Dieses 
Recht realisiert sich erstens in den Verfahrensbefugnissen des Beschuldigten, zweitens 
im Recht zur Inanspruchnahme eines Verteidigers (Freiheit der Wahl des Verteidigers), 
drittens in dem Rechtsstand des Verteidigers, letztens in der Pfl icht der Behörden, wo-
nach sie der Ausübung der Rechte des Beschuldigten (Kennenlernen der Sache, Anwe-
senheit bei den Verfahrenshandlungen, Akteneinsicht, Rechte zum Vorwärtsbringen des 
Falles, Recht zum Kontakt mit dem Verteidiger) ermöglichen müssen.
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